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Neuerlass der Satzung für die Entschä-
digung von Tätigkeiten ehrenamtlicher
Mitglieder des Zweckverbandes zur
Wasserversorgung der Betzenstein-
gruppe (Entschädigungssatzung)

Die Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der
Betzensteingruppe hat in ihrer Sitzung
am 30.7.2020 einen Neuerlass der Ent-
schädigungssatzung ab 1.7.2020 beschlos-
sen. Die Satzung ist genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gem. Art, 2d Abs, 1

des Gesetzes über die kommunale Zu-
sammenarbeit -KommZG- (BayRS 2020-
6-1-I) bekannt gemacht.

Bayreuth, 31.August 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Satzung für die Entschädigung von
Tätigkeiten ehrenamtlicherMitglieder
des Zweckverbandes zur Wasserversor-

gung der Betzensteingruppe
(Entschädigungssatzung)

Vom 30. Juli 2020

Der Zweckverband zur Wasserversor-
gung der Betzensteingruppe erlässt auf-
grund Art, 30 Abs, 2 des Gesetzes über die
kommunale Zusammenarbeit (KommZG)

und den Art. 20a und Art. 23 der Gemein-
deordnung (GO) und den $$ 11 Abs. 3, 13,
15 und 18 der Verbandssatzung vom 17.
August 2015 folgende Entschädigungssat-
zung:
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Entschädigung für ehrenamtliche

Tätigkeit

Die Mitglieder der Verbandsversamm-
lung, des Verbandsausschusses und der/
die Verbandsvorsitzende des Zweckver-
bandes sind ehrenamtlich tätig. Ihre
Tätigkeit erstreckt sich auf die Mitwir-
kung bei den Beratungen und Entschei-
dungen der Verbandsversammlung und
ihrer Ausschüsse, Sie werden für die
Teilnahme an Sitzungen und für sonstige
mit ihrem Amt verbundene Tätigkeiten
nach Maßgabe dieser Satzung entschä-
digt. Entsprechendes gilt auch für Stell-
vertreter/innen, sofern ein Vertretungsfall
vorliegt.
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Entschädigung der Verbandsräte

Durch Mitgliedsgemeinden bestellte
Verbandsräte, soweit sie nicht Verbands-
vorsitzender sind, erhalten für ihre Tätig-
keit als pauschale Abgeltung für die Teil-
nahme an Sitzungen der Verbandsver-
sammlung oder des Verbandsausschusses
eine Sitzungsgeldpauschale in Höhe von
30,00€.

Verbandsräte kraft Amtes (Erste Bürger-
meister), soweit sie nicht Verbandsvorsit-
zender, Ausschussvorsitzender oder
deren Stellvertreter sind, erhalten für
Verbandsversammlungen lediglich auf
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Kreisausschusssitzung in Bayreuth
Am Montag, 20. September 2021, um 14.00 Uhr, findet im Sitzungssaal des
Landratsamtes Bayreuth die

13. öffentliche Sitzung des Kreisausschusses
statt.

Tagesordnung:
Öffentliche Sitzung
1. Genehmigung der Niederschrift über die 12. öffentliche Sitzung des

Kreisausschusses am 23.8.2021

2. Bekanntgaben
3. AVALON - Antrag aufZuschusserhöhung
4. Richtlinie zur Förderung der Schwimmfähigkeit im Landkreis Bay-

reuth im Rahmen des Kinder- und Jugendhilfegesetzes SGBVII
5. Haushaltsjahr 2020;

Jahresabschluss des Landkreises Bayreuth für das Haushaltsjahr 2020
6. Brand- und Katastrophenschutz;
Antrag von KreisratMario Schulze-AfD;
Besserer Katastrophenschutz;
Plattform zur Koordination von ehrenamtlichen Helfern im Katastro-
phenschutz

7. Integration im Landkreis Bayreuth;
Genehmigung der Satzung des Migrations- und Integrationsbeirats
(MIB) für den Landkreis Bayreuth

8. Sonstiges,Anfragen

Bayreuth, 9. September 2021
Landratsamt
Wiedemann
Landrat



Antrag den Ersatz ihrer Auslagen (Weg-
streckenentschädigung nach dem Bayeri-
schen Reisekostengesetz).
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Entschädigung der

Mitglieder des örtlichen
Rechnungsprüfungsausschusses

Die Mitglieder des örtlichen Rechnungs-
prüfungsausschusses erhalten für ihre
Tätigkeit eine Entschädigung von 20,00
€/Sitzungsstunde.

s4
Entschädigung des

Zweckverbandsvorsitzenden

Der / Die Vorsitzende des Zweckverban-
des erhält für seine/ihre Tätigkeit eine
monatliche Aufwandsentschädigung ab
dem 1.7.2020 in Höhe von 1100,00 €. Die
Entschädigungen nach $4nehmen Teilan
den Anpassungen der Entschädigungen
für kommunale Wahlbeamte. Mit einem
einheitlichen Vomhundertsatz benannte
Änderungen aller Grundgehälter der
Besoldungsordnung A gelten mit dem
gleichen Vomhundertsatz und ab dem
gleichen Zeitpunkt unmittelbar für die

. festgesetzten Entschädigungen. Werden
die Grundgehälter der Besoldungsord-
nung A mit unterschiedlichen Vomhun-
dertsätzen geändert, gilt für die Anpas-
sungen der für Besoldungsgruppe A 12
maßgebliche Vomhundertsatz. Der / Die
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Vorsitzende erhalten eine jährliche Son-
derzahlung in entsprechender Anwen-
dung der für kommunale Wahlbeamte
gehenden gesetzlichenBestimmungen.

$5
Entschädigung der Stellvertreter

Der / Die Stellvertreter/in des/der Ver-
bandsvorsitzenden erhält für seine / ihre
Tätigkeit eine monatliche Aufwandent-
schädigung von 25,00€ jeArbeitsstunde.
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Auslagenersatz

Der / Die Verbandsvorsitzende und der /
die Vertreter/in erhalten für notwendige
Fahrten mit ihrem privaten PKW im Rah-
men ihrer Dienstgeschäfte Ersatz ihrer
Auslagen, insbesondere Reisekostenver-
gütung nach den Bestimmungen des
Bayerischen Reisekostengesetzes.
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Auszahlung der Entschädigung

Die nach Monatsbeträgen bemessenen
Pauschalentschädigungenwerdenjeweils
zum 15. des Monats ausgezahlt. Die übri-
gen Entschädigungen werden nachträg-
lich nach Sitzungsteilnahme bzw. Abrech-
nung ausgezahlt und auf ein Konto des
Empfängers überwiesen.
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Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Juli 2020 in
Kraft.

Gleichzeitig tritt die Entschädigungssat-
zung für den Zweckverband zur Wasser-
versorgung derBetzensteingruppe vom 4.
April2014 außerKraft.

Betzenstein, 30. Juli 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
derBetzensteingruppe
WernerOtto
1.Vorsitzender

Neuerlass der Wasserabgabesatzung
(WAS) des Zweckverbandes zur Wasser-
versorgung derBetzensteingruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der
Betzensteingruppe hat in ihrer Sitzung
am 30.7.2021 einen Neuerlass derWasser-
abgabesatzung beschlossen. Die Satzung
ist genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gem. Art. 24 Abs, 1

desGesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I)
bekannt gemacht.

Bayreuth, 31.August 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Satzung für die öffentliche
Wasserversorgungseinrichtung des
Zweckverbandes zur Wasserversor-

gung der Betzensteingruppe
(Wasserabgabesatzung -WAS -)

. Vom 30. Juli 2021

Aufgrund von Art. 23 und Art. 24 Abs. 1

Nrn. 1 und 2, Abs. 2 bis Abs. 4 derGemein-
deordnung (GO) erlässt der Zweckver-
band zur Wasserversorgung folgende
Satzung:

$1
Öffentliche Einrichtung

(1) Der Zweckverband betreibt eine öf-
fentliche Einrichtung zur Wasserversor-
gung für

1.sein Verbandsgebiet, namentlich

a) das Gebiet der Gemeinde Bet-
zenstein mit den Gemeindetei-
len Betzenstein, Altenwiesen,
Eckenreuth, Eibenthal, Hetzen-
dorf, Höchstädt, Hüll, Hunger,
Klausberg, Kröttenhof, Leupol-
stein,Mergners,Münchs, Otten-
berg, Reipertsgesee, Reuthof,
Stierberg,Waiganz undWeiden-
sees

b) das Gebiet der Stadt Gräfen-
berg mit den Gemeideteilen

Sitzung des Ausschusses für
Klima, Umwelt, Landwirtschaft

Am Moniag, 20. September 2021, um 12.00 Uhr, findet im Sitzungssaal des
Landratsamtes Bayreuth die

3. öffentliche Sitzung
des Ausschusses für Klima, Umwelt, Landwirtschaft

statt.
Tagesordnung:

Öffentliche Sitzung

1. Genehmigung der Niederschrift über die 2. Sitzung des Ausschusses
für Klima, Umwelt, Landwirtschaft am 23.11.2020

. Bekanntgaben

. Bericht über dasUmwelt- undNaturschutzprogramm 2020

. Umwelt- undNaturschutzprogramm 2021

. Stellungnahme der uNB zum Antrag von KR Bär (Junge Liste) vom
21.1.2021;
Ausgleichsflächenkarte/-kataster

6. "Blühender Landkreis Bayreuth”;
Sachstandsbericht

7. Sonstiges,Anfragen
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Bayreuth, 9. September 2021
Landratsamt
Wiedemann
Landrat



Lilling, Lillinger Höhe und
Sollenberg

c) das Gebiet desMarktes Hiltpolt-
stein mit den Gemeindeteilen
Hiltpoltstein, Almos, Erlastrut,
Görbitz, Göring, Großenohe,
Kappel, Kemmathen, Möchs,
Schossaritz, Spießmühle und
Wölfersdorf

d) das Gebiet der Gemeinde Ober-
:trubach mit den Gemeindetei-
len Bärnfels, Dörfles, Galgen-
berg, Hackermühle, Haselstau-
den, Herzogwind, Hundsdorf,
Neudorf, Reicheismühle,
Schlottermühle, Sorg, Unter-
trubach, Wolfsberg und Ziegel-
mühle, Bergstraße 20 in Ober-
trubach und Flurnummer 370
derGermarkungObertrubach

das Gebiet des Marktes Plech
mit den Gemeindeteilen Bern-
heck, Fallmeisterei, Ottenhof,
Plech, Schönthal und Strüthof

f) das Gebiet des Marktes Göß-
weinsteinmit den Gemeindetei-
len Leimersberg, Kleingesee
und KRleingesee-Krachershöhe

g) das Gebiet der Stadt Pottenstein
mit den Gemeindeteilen Leien-
fels, Graisch, Soranger, Weiden-
hüll bei Leienfels und Weiden-
hüll-Knock

h) das Gebiet der Gemeinde Sim-
melsdorf mit den Gemeindetei-
len Strahlenfels, Wildenfels und
Winterstein

e

2. die Gemeinden mit Wasserliefe-
rungsverträgen, namentlich

a) Gemeinde OÖbertrubach

b) Gemeinde Gräfenberg

c) GemeindeWeißenohe

(2) Art und Umfang dieser Wasserversor-
gungseinrichtung bestimmt der Zweck-
verband.

(3) Zur Wasserversorgungseinrichtung
gehören auch die im öffentlichen Straßen-
grund liegenden Teile der Grundstück-
sanschlüsse, soweit nichts Abweichendes
vereinbart ist.
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Grundstücksbegriff -

Grundstückseigentümer

(1) "Grundstück im Sinne dieser Satzung
ist jedes räumlich zusammenhängende
und einem gemeinsamen Zweck dienen-
de Grundeigentum desselben Eigentü-
mers, das eine selbstständige wirtschaftli-
che Einheit bildet, auch wenn es sich um
mehrere Grundstücke oder Teile von
Grundstücken im Sinn des Grundbuch-
rechts handelt. ’Rechtlich verbindliche
planerische Festlegungen sind zu berück-
sichtigen.

(2) 'Die Vorschriften dieser Satzung für
die Grundstückseigentümer gelten auch
für Erbbauberechtigte oder ähnlich zur
Nutzung eines Grundstücks dinglich
Berechtigte. ’Von mehreren dinglich
Berechtigten ist jeder berechtigt und
verpflichtet; sie haften als Gesamtschuld-
ner.
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Begriffsbestimmungen

Im Sinne dieser Satzung haben die nach-
stehenden Begriffe folgende Bedeutung:

Versorgungsleitungen sind die Wasser-
leitungen im Wasserversorgungsgebiet,
von denen die Grundstücksanschlüsse
abzweigen.

Grundstücksanschlüsse (=Hausan-
schlüsse)sind die Wasserleitungen von
derAbzweigstelle derVersorgungsleitung
bis zur Übergabestelle; sie beginnen mit
der Anschlussvorrichtung und enden mit
derHauptabsperrvorrichtung.

Gemeinsame Grundstücksanschlüsse
(verzweigte Hausanschlüsse) sind Haus-
anschlüsse, die über Privatgrundstücke
(z. B. Privatwege) verlaufen und mehr als
ein Grundstück mit der Versorgungslei-
tung verbinden.

Anschlussvorrichtung ist die Vorrich-
tung zur Wasserentnahme aus der Versor-
gungsleitung, umfassend Anbohrschelle
mit integrierter oder zusätzlicher Absper-
rarmatur oderAbzweigmitAbsperrarma-
tur samt den dazugehörigen technischen
Einrichtungen.

Hauptabsperrvorrichtung ist die erste
Armatur aufdem Grundstück, mit der die
gesamte nachfolgende Wasserver-
brauchsanlage einschließlich Wasserzäh-
ler abgesperrtwerden kann,

Übergabestelle ist das Ende des Grund-
stücksanschlusses hinter der Hauptab-
sperrvorrichtung im Grundstück/Gebäu-
de.

Wasserzähler sind Messgeräte zur Erfas-
sung des durchgeflossenen Wasservolu-
mens. Absperrventile und Wasserzähler-
bügel sind nicht Bestandteile derWasser-
zähler.

Anlagen des Grundstückseigentümers
(= Verbrauchsleitungen) sind die Ge-
samtheit der Anlagenteile in Grundstü-
cken oder in Gebäuden hinter der Über-
gabestelle; als solche gelten auch Eigen-
gewinnungsanlagen, wenn sie sich ganz
oder teilweise im gleichen Gebäude befin-
den.

$4
Anschluss- und Benutzungsrecht

(1) Jeder Grundstückseigentümer kann
verlangen, dass sein bebautes, bebauba-
res, gewerblich genutztes oder gewerb-

lichnutzbares Grundstück nachMaßgabe
dieser Satzung an die Wasserversor-
gungseinrichtung angeschlossen und mit
Wasser beliefertwird.

(2) "Das Anschluss- und Benutzungsrecht
erstreckt sich nur auf solche Grundstü-
cke, die durch eine Versorgungsleitung
erschlossen werden. ’Der Grundstücksei-
gentümer kann unbeschadet weiterge-
hender bundes- oder landesgesetzlicher
Vorschriften nicht verlangen, dass eine
neue Versorgungsleitung hergestellt oder
eine bestehende Versorgungsleitung
geändert wird. "Welche Grundstücke
durch die Versorgungsleitung erschlos-
sen werden, bestimmt derZweckverband.
‘Rohwasser- und Fernwasserleitungen
stellen keine zum Anschluss berechtigen-
den Versorgungsleitungen dar.

(3) Der Zweckverband kann den An-
schluss eines Grundstücks an eine beste-
hende Versorgungsieitung versagen,
wenn die Wasserversorgung wegen der
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen
technischen oder betrieblichen Gründen
des Zweckverbandes erhebliche Schwie-
rigkeiten bereitet oder besondere Maß-
nahmen erfordert, es sei denn, derGrund-
stückseigentümer übernimmt die Mehr-
kosten, die mit dem Bau und Betrieb
zusammenhängen, und leistet aufVerlan-
gen Sicherheit.

(4) 'Das Benutzungsrecht besteht nicht
für Kühlwasserzwecke und den Betrieb
von Wärmepumpen. ’Der Zweckverband
kann ferner das Anschluss- und Benut-
zungsrecht in begründeten Einzelfällen
ausschließen oder einschränken, soweit
nicht die Bereitstellung von Wasser in
Trinkwasserqualität erforderlich ist. "Das
gilt auch für die Vorhaltung von Lösch-
wasser.
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Anschluss- und Benutzungszwang

(1) 'Die zum Anschluss Berechtigten (8 4)
sind verpflichtet, die Grundstücke, auf
denen Wasser verbraucht wird, an die
öffentliche Wasserversorgungseinrich-
tung anzuschließen (Anschlusszwang).
Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn
der Anschluss rechtlich oder tatsächlich
unmöglich ist.

(2) 'AufGrundstücken, die an die öffentli-
che Wasserversorgungseinrichtung ange-
schlossen sind, ist der gesamte Bedarf an
Wasserim Rahmen des Benutzungsrechts
($ 4) ausschließlich aus dieser Einrichtung
zu decken (Benutzungszwang). "Gesam-
meltes Niederschlagswasser darf ord-
nungsgemäß für Zwecke der Gartenbe-
wässerung, zur Toilettenspülung und zum
Wäschewaschen verwendet werden,
soweit nicht andere Rechtsvorschriften
entgegenstehen. °$ 7 Abs. 4 ist entspre-
chend anzuwenden. ‘Verpflichtet sind die
Grundstückseigentümer und alle Benut-
zer der Grundstücke. ’Sie haben auf Ver-
langen des Zweckverbandes die dafür
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erforderlicheÜberwachung zu dulden.

$6
Befreiung vom

Anschluss- oder Benutzungszwang

(1) "Von der Verpflichtung zum Anschluss
oder zur Benutzungwird aufAntrag ganz
oder zum Teil befreit, wenn derAnschluss
oder die Benutzung aus besonderenGrün-
den auch unter Berücksichtigung der
Erfordernisse des Gemeinwohls nicht
zumutbar ist. ’Der Antrag auf Befreiung
ist unter Angabe der Gründe schriftlich
beim Zweckverband einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter
Bedingungen, Auflagen und Widerrufs-
vorbehalt erteiltwerden.

87
Beschränkung der Benutzungspflicht

(1) "AufAntrag wird die Verpflichtung zur

Benutzung auf einen bestimmten Ver-
brauchszweck oder Teilbedarf be-
schränkt, soweit das für die öffentliche
Wasserversorgung wirtschaftlich zumut-
bar ist und nicht andere Rechtsvorschrif-
ten oder Gründe der Volksgesundheit
entgegenstehen. ’Gründe der Volks-
gesundheit stehen einer Beschränkung
der Benutzungspflicht insbesondere
entgegen, wenn für den jeweiligen Ver-
brauchszweck oder Teilbedarfi. S. v. Satz
1 Trinkwasser oder Wasser mit der Be-
schaffenheit von Trinkwasser erforder-
lich ist und die Versorgung mit solchem
Wasser nur durch die Benutzung der
öffentlichen Wasserversorgung gewähr-
leistetwird.

(2)$6 Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 findet ent-
sprechende Anwendung.

(3) Absatz 1 gilt nicht für die Versorgung
von Industrieunternehmen und Weiter-
verteilern sowie für die Vorhaltung von
Löschwasser.

(4)'Vor der Errichtung oder Inbetriebnah-
me einer Eigengewinnungsanlage hat der
Grundstückseigentümer dem Zweckver-
bandMitteilung zu machen; dasselbe gilt,
wenn eine solche Anlage nach dem An-
schluss an die öffentliche Wasserversor-
gung weiterbetrieben werden soll. ’Er hat
durch geeignete Maßnahmen sicherzu-
stellen, dass von seiner Eigengewin-
nungsanlage keine Rückwirkungen in das
öffentliche Wasserversorgungsnetz mög-
lich sind. ’Bei einer Nachspeisung von
Trinkwasser aus der öffentlichen Wasser-
versorgungseinrichtung in eine Eigenge-
winnungsanlage ist ein freier Auslauf
(Luftbrücke) oder ein Rohrunterbrecher
A 1 der Nachspeiseeinrichtung in das
Regenauffangbecken bzw. an sonstigen
Stellen (z.B. Spülkasten) erforderlich.

88
Sondervereinbarungen
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(1) Ist der Grundstückseigentümer nicht
zum Anschluss berechtigt oder verpflich-
tet, so kann der Zweckverband durch
Vereinbarung ein besonderes Benut-
zungsverhältnis begründen.

(2) 'Für dieses Benutzungsverhältnis
gelten die Bestimmungen dieser Satzung
und der Beitrags- und Gebührensatzung
entsprechend. "Ausnahmsweise kann in
der Sondervereinbarung Abweichendes
bestimmt werden, soweit dies sachge-
recht ist.

$9
Grundstücksanschluss

(1) 'Der Grundstücksanschluss wird vom
Zweckverband hergestellt, angeschafft,
verbessert, unterhalten, erneuert, geän-
dert, abgetrennt und beseitigt. ’Er muss

zugänglich und vor Beschädigungen
geschützt sein.

(2) 'Der Zweckverband bestimmt Zahl,
Art, Nennweite und Führung der Grund-
stücksanschlüsse sowie deren Änderung.
’Er bestimmt auch, wo und an welche
Versorgungsleitung anzuschließen ist.
’Der Grundstückseigentümer ist vorher
zu hören; seine berechtigten Interessen
sind nach Möglichkeit zu wahren. ‘Soll
der Grundstücksanschluss auf Wunsch
des Grundstückseigentümers nachträg-
lich geändert werden, so kann der Zweck-
verband verlangen, dass die näheren
Einzelheiten einschließlich der Kosten-
tragung vorher in einer gesonderten
Vereinbarung geregeltwerden.

(3) 'Der Grundstückseigentümer hat die
baulichen Voraussetzungen für die siche-
re Errichtung des Grundstücksanschlus-
ses zu schaffen. "Der Zweckverband kann
hierzu schriftlich eine angemessene Frist
setzen. "Der Grundstückseigentümer darf
keine Einwirkungen aufden Grundstück-
sanschluss vornehmen oder vornehmen
lassen.

(4) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haben jede Beschädigung des
Grundstücksanschlusses, insbesondere
das Undichtwerden von Leitungen sowie
sonstige Störungen unverzüglich dem
Zweckverbandmitzuteilen.

$10
Anlage des Grundstückseigentümers

(1) 'Der Grundstückseigentümer ist ver-
pflichtet, für die ordnungsgemäße Errich-
tung, Erweiterung, Änderung und Unter-
haltung der Anlage von derÜbergabestel-
le ab, mit Ausnahme des Wasserzählers,
zu sorgen. ’Hat er die Anlage oder Teile
davon einem anderen vermietet oder
sonst zur Benutzung überlassen, so ist er
neben dem anderen verpflichtet.

(2) "Die Anlage darf nur unter Beachtung
der Vorschriften dieser Satzung und
anderer gesetzlicher oder behördlicher

Bestimmungen sowie nach den aner-
kannten Regeln der Technik errichtet,
erweitert, geändert und unterhalten
werden. ’Anlage und Verbrauchseinrich-
tungen müssen so beschaffen sein, dass
Störungen anderer Abnehmer oder der
öffentlichen Versorgungseinrichtungen
sowie Rückwirkungen auf die Güte des
Trinkwassers ausgeschlossen sind. "Der
Anschluss wasserverbrauchender Ein-
richtungen jeglicher Art geschieht auf
Gefahr des Grundstückseigentümers.

(3)'Anlagenteile, die sich vor demWasser-
zähler befinden, können plombiert wer-
den. "Ebenso könnenAnlagenteile, die zur
Anlage des Grundstückseigentümers
gehören, unter Plombenverschluss ge-
nommen werden, um eine einwandfreie
Messung zu gewährleisten. Die dafür
erforderliche Ausstattung der Anlage ist
nach den Angaben des Zweckverbandes
zu veranlassen.

sı1
Zulassung und Inbetriebsetzung der
Anlage des Grundstückseigentümers

(1) 'Bevor die Anlage des Grundstücksei-
gentümers hergestellt oder wesentlich
geändert wird, sind dem Zweckverband
folgende Unterlagen in doppelter Ferti-
gung einzureichen:

a) eine Beschreibung der geplanten
Anlage des Grundstückseigentümers
undein Lageplan,

b) der Name des Unternehmers, der die
Anlage errichtensoll,

c) Angaben über eine etwaige Eigenver-
sorgung,

d) im Falle des $ 4 Abs. 3 die Verpflich-
tung zur Übernahme derMehrkosten.

’Die einzureichenden Unterlagen haben
den beim Zweckverband aufliegenden
Mustern zu entsprechen. ’Alle Unterlagen
sind von den Bauherren und den Planfer-
tigern zu unterschreiben.

(2) 'Der Zweckverband prüft, ob die beab-
sichtigten Anlagen den Bestimmungen
dieser Satzung entsprechen. ’Ist das der
Fall, so erteilt. der Zweckverband schrift-
lich seine Zustimmung und gibt eine
Fertigung der eingereichten Unterlagen
mit Zustimmungsvermerk zurück.
’Stimmt der Zweckverband nicht zu, setzt
er dem Bauherrn unter Angabe derMän-
gel eine angemessene Frist zur Berichti-
gung. ‘Die geänderten Unterlagen sind
sodann erneut einzureichen. "Die Zustim-
mung und die Überprüfung befreien den
Grundstückseigentümer, den Bauherrn,
den ausführenden Unternehmer und den
Planfertiger nicht von der Verantwortung
für die vorschriftsmäßige und fehlerfreie
Planung und Ausführung derAnlagen.

(3) 'Mit den Installationsarbeiten darf erst
nach schriftlicher Zustimmung des
Zweckverbandes begonnen werden.



"Eine Genehmigungspflicht nach sonsti-
gen, insbesondere nach straßen-, bau-
und wasserrechtlichen Bestimmungen
bleibtdurch die Zustimmung unberührt.

(4) 'Die Errichtung der Anlage und we-
sentliche Veränderungen dürfen nur
durch den Zweckverband oder durch ein
Installationsunternehmen erfolgen, das
in ein Installateurverzeichnis des Zweck-
verbandes oder eines anderenWasserver-
‚sorgungsunternehmens eingetragen ist,
’Der Zweckverband ist berechtigt, die
Ausführung derArbeiten zu überwachen,
"Leitungen, die arı Eigengewinnungsanla-
gen angeschlossen sind, dürfen nur mit
vorheriger Zustimmung des Zweckver-
bandes verdecktwerden; andernfalls sind
sie auf Anordnung des Zweckverbandes
freizulegen.

(5)'Der Grundstückseigentümer hat jede
Inbetriebsetzung der Anlagen beim
Zweckverband über das Installationsun-
ternehmen zu beantragen. ”Der An-
schluss derAnlage an das Verteilungsnetz
und die Inbetriebsetzung erfolgen durch
den Zweckverband oder seine Beauftrag-
ten.

(6) Von den Bestimmungen der Absätze 1

bis 4 kannderZweckverbandAusnahmen
zulassen,

12
Überprüfung der Anlage des
Grundstückseigentümers

(1) 'Der Zweckverband ist berechtigt, die
Anlage des Grundstückseigentümers vor
und nach ihrer Inbetriebnahme zu über-
prüfen, ’Er hat auf erkannte Sicherheits-
mängel aufmerksam zu machen und kann
derenBeseitigung verlangen.

(2) WerdenMängel festgestellt, welche die
Sicherheit gefährden oder erhebliche
Störungen erwarten lassen, so ist der
Zweckverband berechtigt, den Anschluss
oder die Versorgung zu verweigern; hei
Gefahr für Leib oder Leben ist er hierzu
verpflichtet.

(3) 'Durch Vornahme oder Unterlassung
derÜberprüfung der Anlage sowie durch
deren Anschluss an das Verteilungsnetz
übernimmt der Zweckverband keine
Haftung für die Mängelfreiheit der Anla-
ge.Dies giltnicht,wenn er bei einerÜber-
prüfung Mängel festgestellt hat, die eine
Gefahr für Leib oder Leben darstellen.

813
Abnehmerpflichten, Haftung

(1) 'Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haben den Beauftragten des
Zweckverbandes, die sich auf Verlangen
anzuweisen haben, zu angemessener
Tageszeit den Zutritt zu allen der Wasser-
versorgung dienenden Einrichtungen zu
gestatten, soweit dies zur Nachschau der
Wasserleitungen, zum Ablesen der Was-

serzähler und zur Prüfung, ob die Vor-
schriften dieser Satzung und die vom
Zweckverband auferlegten Bedingungen
undAuflagen erfüllt werden, erforderlich
ist. "ZurÜberwachung der satzungsmäßl-
gen und gesetzlichen Pflichten sind die
mit dem Vollzug dieser Satzung beauf-
tragten Personen des Zweckverbandes
berechtigt, zu angemessener Tageszeit
Grundstücke, Gebäude, Anlagen, Ein-
richtungen, Wohnungen und Wohnräume
im erforderlichen Umfang zu betreten,
’Der Grundstückseigentümer, ggf. auch
die Benutzer des Grundstücks, werden
davon nach Möglichkeit vorher verstän-
digt.

(2) 'Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer sind verpflichtet, alle für die
Prüfung des Zustandes der Anlagen erfor-
derlichen Auskünfte zu erteilen. "Sie
haben die Verwendung zusätzlicher Ver-
brauchseinrichtungen vor Inbetriebnah-
me dem Zweckverband mitzuteilen,
soweit sich dadurch die vorzuhaltende
Leistung wesentlich erhöht,

(3) Der Grundstückseigentümer und die
Benutzer haften den Zweckverband für
von Ihnen verschuldete Schäden, die auf
eine Verletzung ihrer Pflichten nach
dieser Satzung zurückzuführensind.

314
Grundstücksbenutzung

(1) 'Der Grundstückseigentümer hat das
Anbringen und Verlegen von Leitungen
einschließlich Zubehör zur Zu- und Fort-
leitung von Wasser über sein im Versor-
gungsgebiet liegendes Grundstück sowie
sonstige Schutzmaßnahmen unentgelt-
lich zuzulassen, wenn und soweit diese
Maßnahmen für «lie örtliche Wasserver-
sorgung erforderlich sind. 'Diese Pflicht
betriffi nur Grundstücke, die an die Was-
serversorgung angeschlossen oder anzu-
schließen sind, die vom Eigentümer im
wirtschaftlichen Zusammenhang mit
einem angeschlossenen oder zum An-
schluss vorgesehenen Grundstück ge-
nutzt werden oder lür die die Möglichkeit
der Wasserversorgung sonst wirtschaf-
lich vorteilhaft ist. ‘Die Verpflichtung
entfällt, soweit die Inanspruchnahme der
Grundstücke den Eigentümer in unzu-
mutbarerWeise belastenwürde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist recht-
zeitig überArt undUmfang der beabsich-
tigten Inanspruchnahme seines Grund-
stücks zu benachrichtigen.

(3)'DerGrundstückseigentümer kann die
Verlegung der Einrichtungen verlangen,
wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn
nicht mehr zumutbar sind. ’Die Kosten
der Verlegung hat der Zweckverband zu
tragen, soweit die Einrichtungen nichi
ausschließlich der Versorgung des Grund-
stücks dienen.

(4)Wird derWasserbezug nach $ 22 Abs. 2

oder3 eingestellt, ist der Grundstücksei-
gentümer verpflichtet, nach Wahl des
Zweckverbandes die Entfernung der
Einrichtungen zu gestatten oder sie nach
fünf Jahre unentgeltlich zu belassen,
sofern dies nicht unzumutbar ist.

(5) Die Absätze 1 bis 4 gelten nicht für
öffentliche Verkehrswege und Verkehrs-
Dächen sowie für Grundstücke, die durch
Planfeststellung für den Bau von öffentli-
chen Verkehrswegen und Verkehrsflä-
chen bestimmt sind.

$15
Art und Umfang der Versorgung

(1) 'Der Zweckverband stellt das Wasser
zu dem in derBeitrags- undGebührensat-
zung aufgeführten Entgelt zur Verfügung,
’Er liefert das Wasser als Trinkwasser
unter dem Druck und in der Beschaffen-
heit, die in dem betreffenden Abschnitt
des Versorgungsgebietes üblich sind,
entsprechend den jeweils geltenden
Rechtsvorschriften und den anerkannten
Regeln der Technik.

(2) 'Der Zweckverband ist berechtigt, die
Beschaifenheit und den Druck des: Was-
sers im Rahmen der gesetzlichen und
behördlichen Bestimmungen sowie der
anerkannten Regeln der Technik zu än-
dern, sofern dies aus wirtschaftlichen
vder technischen Gründen zwingend
erforderlich ist. ’Der Zweckverband wird
eine dauernde wesentliche Änderung den
Wasserabnehmern nach Möglichkeit
mindestens zwei Monate vor der Umstel-
lung schriftlich bekannt geben und die
Belange der Anschlussnehimer möglichst
berücksichtigen. "Die Grundstückseigen-
tümer sind verpflichtet, ihre Anlagen auf
eigene Kosten den geänderten Verhältnis-
senanzupassen,

(3) 'Der Zweckverband stellt das Wasser
Im Allgemeinen ohne Beschränkung zu
jeder Tag- und Nachtzeit am Ende des
Hausanschlusses zur Verfügung, Dies gilt
nieht, soweit und solange der Zweckver-
band durch höhere Gewalt, durch Be-
triebsstörungen, Wassermangel oder
sonstige technische oder wirtschaftliche
Umstände, deren Beseitigung ihm nicht
zumutbar ist, an der Wasserversorgung
gehindert ist. "Der Zweckverband kann
die Belieferung ablehnen, mengenmäßig
und zeitlich beschränken oder unter
Auflagen und Bedingungen gewähren,
soweit das zur Wahrung des Anschluss-
und Benutzungsrechtes der anderen
Berechtigten erforderlich ist. ‘Der Zweck-
verband darf ferner die Lieferung unter-
brechen, um betriebsnotwendige Arbei-
ten vorzunehmen, "Soweit möglich, gibt
der Zweckverband Absperrungen der
Wasserleitung vorher öffentlich bekannt
und unterrichtet die Abnehmer über
Umfang und voraussichtliche Dauer der
Unterbrechung.

(4) 'Das Wasser wird lediglich zur Dec-
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kung des Eigenkedarfs für die ange-
schlossenen Grundstücke geliefert, 'Die
Überleitung von Wasser in ein anderes
Grundstück bedarf der schriftlichen
Zustimmung des Zweckverbandes; die
Zustimmung wird erteilt, wenn nicht
überwiegende versorgungswirtschaftli-
che Gründe entgegenstehen.

(5) Für Einschränkungen oder Unterbre-
chungen der Wasserlieferung und für
Änderungen des Druckes oder der Be-
schaffenheit des Wassers, die durch höhe-
re Gewalt, Wassermangel oder sonstige
technische oder wirtschaftliche Umstän-
de, die der Zweckverband nicht abwen-
den kann, oder auf Grund behördlicher
Verfügungen veranlasst sind, steht dem
Grundstückseigentümer kein Anspruch
aufMinderung verbrauchsunabhängiger
Gebühren zu,

816
‚Anschlüsse und Benutzung der

Wasserleitung für Feuerlöschzwecke

(1} Sollen auf einem Grundstück privale
Feuerlöschanschlüsse eingerichtet wer-
den, so sind über die näheren Einzelhei-
ten einschließlich der Kostentragung
besondere Vereinbarungen zwischen
dem Grundstückseigentümer und dem
Zweckverband zutreffen.

(2) ‘Private Feuerlöscheinrichtungen
werden mit Wasserzählern ausgerüstet.
’Sie müssen auch für die Feuerwehr be-
nutzbarsein.

(3) 'Wenn es brennt oder wenn sonst Ge-
meingefahr droht, sind die Anordnungen
des Zweckverbandes, der Polizei und der
Feuerwehr zu befolgen; insbesondere
haben die Wasserabnehmer ihre Leitun-
gen und ihre Eigenanlagen aufVerlangen
zum Feuerlöschen zur Verfügung zu
stellen. ‘Ohne zwingenden Grund dürfen
sie in diesen Fällen kein Wasser entneh-
men.

(4) 'Bei Feuergefahr hat der Zweckver-
band das Recht, Versorgungsleitungen
und Grundstücksanschlüsse vorüberge-
hend abzusperren. 'Dem von der Absper-
rung betroffenen Wasserabnehmer steht
hierfür keinEntschädigungsanspruch zu,

%17
Wasserabgabe für vorübergehende

Zwecke,Wasserabgabe aus öffentlichen
Entnahmestellen

{1) 'Der Anschluss von Anlagen zum Be-
zug von Bauwasser oder zu sonstigen
vorübergehenden Zwecken ist rechtzeitig
beim Zweckverband zu beantragen.
"Muss das Wasser von einem anderen
Grundstück bezogen werden, so ist die
schriftliche Zustimmung des Grundstück-
seigentümers beizubringen. "Über die Art
derWasserabgabe entscheidet derZweck-
verband; er.legt die weiteren Bedingun-
gen fürdenWasserbezug fest.

112

(2) Falls Wasser aus öffentlichen Hydran-
ten nicht zum Feuerlöschen, sondern zu
anderen vorübergehenden Zwecken
entnommen werden soll, so stellt der
Zweckverband auf Antrag einen Wasser-
zähler, ggf. Absperrvorrichtung und
Standrohr zur Verfügung und setzt die
Bedingungefür die Benutzung fest.

818
Haftung bei Versorgungsstörungen

(1) 'Für Schäden, die ein Grundstücksei-
gentümer durch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch Unregel-
mäßigkeiten in der Belieferung erleidet
haftet der Zweckverband aus dem Benut-
zungsverhältnis oder aus unerlaubter
Handlung imFalle

il, der Tötung oder Verletzung des Kör-
pers oder der Gesundheit des Grund-
stückseigentümers, es sei denn, dass
der Schaden vom Zweckverband oder
einem Erfüllungs- oder Verrichtungs-
gehilfen weder vorsätzlich noch fahr-
lässig verursachtworden ist,

2. der Beschädigung einer Sache, es sei
denn, dass der Schaden weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrlässig-
keit des Zweckverbandes oder eines
Erfüllungs- oder Verrichtungsgehil-
fenverursachtwarden ist,

3, eines Verinögensschadens, es sei
denn, dass dieserwederdurch Vorsatz
noch durch grobe Fahrlässigkeit eines
vertretungsberechtigten Organs des
Zweckverbandes verursacht worden
ist,

"8 831 Als. 1 Satz 2 des Bürgerlichen Ge-
setzbuches ist nur bei vorsätzlichem
Handeln von Verrichtungsgehilfen anzu-
wenden.

(2) Gegenüber Benutzern und Dritten, an
die der Grundstückseigentümer das
gelieferteWasser im Rahmen des $ 15 Abs.
4 weiterleitet, haftet der Zweckverband
für Schäden, die diesen durch Unterbre-
chung der Wasserversorgung oder durch
Unregelmäßligkeiten in der Belieferung
entstehen, wie einem Grundstückseigen-
tümer.

(3) 'Die Absätze 1 und 2 sind auch auf
Ansprüche von Grundstückseigentümern
anzuwenden, die diese gegen ein drittes
Wasserversorgungsunternehmen aus
unerlaubter Handlung geltend machen,
‘Der Zweckverband ist verpflichtet, den
Grundstückseigentümern auf Verlangen
über die mit der Schadensverursachung
durch ein drittes Unternehmen zusam-
menhängenden Tatsachen insoweit Aus-
kunft zu geben, als sie ihm bekannt sind
oder von ihm in zumutbarerWeise aufge-
klärt werden können und seine Kenntnis
zur Geltendniachung des Schadensersat-
zes erforderlich ist,

(4) Die Ersatzpflicht entfällt für Schäden

unter fünfzehn Euro.

(5) Schäden sind dem Zweckverband
unverzüglich nıitzuteilen.

519
Wasserzähler

{1) 'Der Wasserzähler ist Eigentum des
Zweckverbandes. "Die Lieferung, Aufstel-
lung, technischeÜberwachung,Unterhal-
tung, Auswechslung und Entfernung der
Wasserzähler sind Aufgabe des Zweckver-
bandes; er bestimmt auch Art, Zahl und
Grüße der Wasserzähler sowie ihren Auf-
stellungsort. "Bei der Aufstellung hat der
Zweckverbund so zu verfahren, dass eine
einwandfreie Messung gewährleistet ist;
er hat den Grundstückseigentümer zuvor
anzuhören und seine berechtigten Inter-
essen zu wahren.

(2)'DerZweckverband ist verpflichtet, auf
Verlangen des Grundstückseigentümers
die Wasserzähler zu verlegen, wenn dies
ohne Beeinträchtigungen einer einwand-
freien Messung möglich ist. Der Zweck-
verband kann die Verlegung davon ab-
hängig machen, dass der Grundstücksei-
gentümer sich verpflichtet, die Kosten zu
übernehmen.

(3) 'Der Grundstückseigentümer haftet
für das Abhandenkommen und die Be-
schädigung der Wasserzähler, soweit ihn
hieran ein Verschulden trifft. °Er hat den
Verlust, Beschädigungen und Störungen
dieser Einrichtungen dem Zweckverband
unverzüglich mitzuteilen. 'Er ist ver-
pflichtet, sie vor Abwasser, Schmutz- und
Grundwasser sowie vor Frost zuschützen.

(4) 'Die Wasserzähler werden von einem
Beauftragten des Zweckverbandes mög-
lichst in gleichen Zeitabständen oder auf
Verlangen des Zweckverbandes vom
Grundstückseigentümer selbst abgele-
sen, "Dieser hat dafür zu sorgen, dass die
Wasserzäbler leicht zugänglich sind,

$ 19a
Besondere Regelungen bezüglich des
Einsatzes und Betriebs elektronischer

Wasserzähler

(1) Der Zweckverband setzt nach Maßga-
be des Art, 24 Abs, 4 Satz 2 bis 7 GO elek-
tronische Wasserzähler ınit oder ohne
Funkmodulein und betreibt diese.

(2) Nach Art. 24 Abs. 4 Satz 3 Nr. 1 und 2
GO gespeicherte oder ausgelesene perso-
nenbezogene Daten sind zu läschen,
soweit sie für die dort genannten Zwecke
nicht mehr benötigt werden. Die im Was-
serzähler var Ort gespeicherten perso-
nenbezogenen Daten sind spätestens
nach zwei Jahren zu löschen, die ausgele-
senen personenbezogenen Daten spätes-
tensnach fünf Jahren,

(3) Elektronische Wasserzähler, die ohne



Verwendung der Funkfunktion betrieben
werden, werden von einem Beauftragten
des Zweckverbandes möglichst in glei-
chen Zeitabständen oder auf Verlangen
des Zweckverbandes vom Grundstücksei-
gentümer oder Gebührenschuldner
selbst ausgelesen. Ihre Auslesung vor Ort
erfolgt nur mit Zustimmung des Grund-
stückseigentümers. Der Grundstücksei-
gentümer hat dafür zu sorgen, dass die
Wasserzähler leicht zugänglich sind.

820
Messeinrichtungen an der

Grundstücksgrenze

(1) Der Zweckverband kann verlangen,
dass der Grundstückseigentümer auf
eigene Kosten an der Grundstücksgrenze
nach seiner Wahl einen geeigneten Was-
serzählerschacht oder Wasserzähler-
schrank anbringt, wenn

1. dasGrundstückunbebaut ist oder

2. die Versorgung des Gebäudes mit
Grundstücksanschlüssen erfolgt, die
unverhältnismäßig lang sind oder nur
unter besonderen Erschwernissen
verlegtwerden können, oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unter-
bringung des Wasserzählers vorhan-
denist.

(2) Der Grundstückseigentümer ist ver-
pflichtet, die Einrichtungen in ordnungs-
gemäßem Zustand und jederzeit zugäng-
lich zu halten,

821
Nachprüfung derWasserzähler

(1) 'Der Grundstückseigentümer kann
jederzeit die Nachprüfung der Wasser-
zähler durch eine Eichbehörde oder eine
staatlich anerkannte Prüfstelle im Sinne
des $ 40 des Mess- und Eichgesetzes ver-
langen. ”Stellt der Grundstückseigentü-
mer den Antrag auf Prüfung nicht beim
Zweckverband, so hat er diesen vor An-
tragstellung zu benachrichtigen.

(2) Der Zweckverband braucht dem Ver-
langen auf Nachprüfung der Wasserzäh-
ler nur nachzukommen, wenn derGrund-
stückseigentümer sich verpflichtet, die
Kosten zu übernehmen, falls die Abwei-
chung die gesetzlichen Verkehrsfehler-
grenzen nichtüberschreitet.

. 8 22
Anderungen;

Einstellung des Wasserbezugs

(1) Jeder Wechsel des Grundstückseigen-
tümers ist dem Zweckverband unverzüg-
lich schriftlichmitzuteilen.

(2) Will ein Grundstückseigentümer, der
zur Benutzung der Wasserversorgungs-
einrichtung nicht verpflichtet ist, den
Wasserbezug aus der öffentlichenWasser-

versorgung vollständig einstellen, so hat
er das mindestens eine Woche vor dem
Ende des Wasserbezugs schriftlich dem
Zweckverband zu melden.

(3) Will ein zum Anschluss oder zur Be-
nutzung Verpflichteter den Wasserbezug
einstellen, hat er beim Zweckverband
Befreiung nach $6 zu beantragen.

823
Einstellung derWasserlieferung

(1) Der Zweckverband ist berechtigt, die
Wasserlieferung ganz oder teilweise frist-
los einzustellen, wenn derGrundstücksei-
gentümer oder Benutzer dieser Satzung
oder sonstigen die Wasserversorgung
betreffenden Anordnungen zuwiderhan-
delt und die Einstellung erforderlich ist,
um

1. eine unmittelbare Gefahr für die
Sicherheit von Personen oder Anla-
gen abzuwenden,

2. den Verbrauch von Wasser unter
Umgehung, Beeinflussung oder vor
Anbringung der Messeinrichtungen
zu verhindern oder

3. zu gewährleisten, dass Störungen
anderer Abnehmer, störende Rück-
wirkungen auf Einrichtungen des
Zweckverbandes oder Dritter oder
Rückwirkungen auf die Güte des
Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) "Bei anderen Zuwiderhandlungen,
insbesondere bei Nichterfüllung einer
Zahlungsverpflichtung trotz Mahnung,
ist der Zweckverband berechtigt, die
Versorgung zwei Wochen nach Andro-
hung einzustellen. ’Dies gilt nicht, wenn
die Folgen der Einstellung außer Verhält-
nis zur Schwere der Zuwiderhandlung
stehen und hinreichende Aussicht be-
steht, dass der Grundstückseigentümer
seinen Verpflichtungen nachkommt. Der
Zweckverband kann mit der Mahnung
zugleich die Einstellung der Versorgung
androhen,

(8) Der Zweckverband hat die Versorgung
unverzüglich wieder aufzunehmen, so-
bald die Gründe für die Einstellung ent-
fallensind.

824
Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 24 Abs, 2 Satz 2GO kannmit
Geldbuße bis zu 2500 Euro belegtwerden,
wer vorsätzlich

1. den Vorschriften über den Anschluss-
und Benutzungszwang in $5 zuwider-
handelt,

2. eine derin $ 9 Abs..4, $11 Abs. 1,813
Abs, 2 und $ 22 Abs. 1 und 2 festgeleg-
ten oder hierauf gestützten Melde-,
Auskunfts-, Nachweis- oder Vorlage-
pflichten verletzt,

3. entgegen $ 11 Abs. 3 vor Zustimmung

des Zweckverbandes mit den Installa-
tionsarbeiten beginnt,

4. gegen die vom Zweckverband nach $
15 Abs. 3 Satz 3 angeordneten Ver-
brauchseinschränkungen oder Ver-
brauchsverbote verstößt.

(2) Nach anderen Rechtsvorschriften
bestehende Ordnungswidrigkeitentatbe-
stände bleiben unberührt.

825
Anordnungen für den Einzelfall,

Zwangsmittel

(1)Der Zweckverband kann zur Erfüllung
der nach dieser Satzung bestehenden
Verpflichtungen Anordnungen für den
Einzelfallerlassen,

(2) Für die Erzwingung der in dieser Sat-
zung vorgeschriebenen Handlungen,
eines Duldens oder Unterlassens gelten
die Vorschriften des Bayerischen Verwal-
tungszustellungs- und Vollstreckungsge-
setzes.

826
Inkrafttreten

(1) Diese Satzung tritt am 1. Oktober 2021
inKraft,

(2) Gleichzeitig tritt die Satzung für die
öffentliche Wasserversorgungseinrich-
tung des Zweckverbandes zur Wasserver-
sorgung der Betzensteingruppe (Wasser-
abgabesatzung - WAS -) vom 15. August
2019 außerKraft,

Betzenstein, 30. Juli 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
der Betzensteingruppe
WernerOtto
1. Vorsitzender

Neuerlass der Satzung über die Erhe-
bung von Verwaltungskosten für Amts-
handlungen im eigenen Wirkungskreis
des Zweckverbandes zur Wasserversor-
gung der Betzensteingruppe (Kosten-
satzung)

Die Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der
Betzensteingruppe hat in ihrer Sitzung
am 30.7.2021 einen Neuerlass der Kosten-
satzung beschlossen. Die Satzung ist
genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gem, Art. 24 Abs. 1

des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-I)
bekannt gemacht.

Bayreuth, 31. August 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin
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Satzung über die Erhebung von Ver-
waltungskosten für Amtshandlungen
im eigenenWirkungskreis des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der
Betzensteingruppe (Kostensatzung)

Vom 30. Juli 2021

Der Zweckverband zur Wasserversor-
gung der Betzensteingruppe erlässt auf-
grund von Art. 20 des Kostengesetzes und
Art. 23 der Gemeindeordnung folgende
Satzung über die Erhebung von Verwal-
tungskosten im eigenenWirkungskreis:

$1
Kostenerhebung

DerZweckverband erhebt für Tätigkeiten
im eigenen Wirkungskreis, die er in Aus-
übung hoheitlicher Gewalt vornimmt
(Amtshandlungen), Kosten (Gebühren
und Auslagen).

82
Höhe der Gebühren

DieHöhe derGebühren bemisst sichnach
dem Kostenverzeichnis (Kommunales
Kostenverzeichnis, KommKVz), das
Anlage zu dieser Satzung ist. Für Amts-
handlungen, die nicht imKostenverzeich-
nis enthalten sind, wird eine Gebühr
erhoben, die nach im Kostenverzeichnis

Kommunales Kostenverzeichnis (KommKVz)
Vom 30. Juli 2021

bewerteten vergleichbaren Amtshand-
lungen zu bemessen ist. Fehlt eine ver-
gleichbare Amtshandlung, beträgt die
Gebühr fünf bis fünfundzwanzigtausend
Euro.

83
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am 1. Oktober 2021 in
Kraft.

Betzenstein, 30. Juli 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
derBetzensteingruppe
WernerOtto
1. Vorsitzender

Anlage zur Satzung über die Erhebung von Verwaltungskosten fürAmtshandlungen im eigenenWirkungskreis des Zweckverbandes
zur Wasserversorgung derBetzensteingruppe
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Tarif- | Tarif
gruppe Nr. Gegenstand Gebühr

A AllgemeineVerwaltung

Al AllgemeineAmtshandlungen

1 Anordnungen für denEinzelfall 15 bis 600 €

2 Beglaubigungen
Beglaubigung von Abschriften, Fotokopien und dgl. von
eigenen, demeigenenWirkungskreis zuzurechnenden
Urkunden

1.Wenn die zu beglaubigendenAbschriften, 0,75€je angefangene Seite bis zu
Fotokopien und dgl. nicht vom Zweckverband der, für die Erteilung des Originals
selbst hergestellt sind. vorgesehenen Gebühr,mindestens5 €

2.Wenn die zu beglaubigendenAbschriften, 5€im Einzelfall
Fotokopien und dgl. vom Zweckverband selbst
hergestelltsind WerdenmehrereAbschriften, Fotokopien und dgl.

gleichzeitig beglaubigt, kann die Gebührpro
Beglaubigung aufdie Hälfte ermäßigtwerden.

3 Bescheinigungen

Erteilung einer Bescheinigung 5bis 75€

4 Einsicht inAkten und amtliche Bücher

Einsicht inAktenund Bücher, soweit diesenichtineinem | 0,75€jeAkteoderBuch
gebührenpflichtigen verfahren gewährtwird. mind.5€

DieGebühr erhöht sichum dieHälfte, wenn seit dem
Abschluss derAkten oderBüchermehrals zehn Jahre
vergangen sind.Gebührenfrei ist die Einsichtin
Rechtsvorschriften, Flächennutzungspläne und ähnliche
für dieUnterrichtung derÖffentlichkeit bestimmte
Schriftstücke oderPläne.

5 Fristverlängerungen

1. Verlängerungen einer Frist, derenAblauf
einen neuen Antrag aufErteilung einer
gebührenpflichtigenGenehmigung, Erlaubnis
oderBewilligung erforderlichmachenwürde.

2. Fristverlängerungin anderen Fällen.

10-25% der für dieGenehmigung,
Erlaubnis oderBewilligung
vorgesehenen Gebühr,
mind.5€

50 bis 60 €
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Zweitschriften

Erteilung einer Zweitschrift 10-50% der für die Erstschrift vorgesehenen
Gebühr,mind. 5€. Ist für die Erstschrift eine
Gebühr von 0,50 bis 5€ vorgesehen, so ist diese
Gebühr zu erheben; ist die Erteilung der
Erstschrift gebührenfrei, so beträgt die Gebühr
0,50€ je angefangene Seite,mind.5€.

Wasserzählernwegen Frostgefahr, vorübergehender
Stilllegung, Abriss von Gebäuden etc.

Niederschriften 7,50 bis 75€

B Hauptverwaltung

Amtshandlungen imVollstreckungsverfahren

1. Androhung von Zwangsmitteln (Art. 36 12,50 bis150€
VwZVG), soweit sie nichtmit dem Verwaltungsakt
verbunden ist, durchden dieHandlung, Duldung
oderUnterlassung aufgegebenwird

2.Anwendung derZwangsmittel 50 bis 2500 €
Ersatzvornahme (Art. 32,35 VwZVG) oder
unmittelbarer Zwang (Art. 34,35 VwZVG)

3. Pfändungsbeschluss gemäßArt. 26 Abs.5 Pfändungsgebührnach $ 339Abs. 4
VwZVG Abgabenordnung (AO 1977)

4. Entscheidung überunzulässige oder
unbegründete Einwendungen gegen die
Vollstreckung, die den zuvollstreckenden
Anspruch betreffen (Art. 21 VwZVG)

4.1 bei Geldansprüchen 50% derPfändungsgebühr nach 339 Abs. 4
AO 1977,mind.10€

4.2sonst 12,50 bis 200€

c Finanzverwaltung

Mahngebühren

Anmahnung rückständigerBeiträge 5bis150€

Rückgabegebühr von Lastschriften 2,90 bis 150€

D Wasserversorgung Verwaltung

D AllgemeineAmtshandlungen

(Teil-)Befreiung vom Anschluss und/oder 10 bis 1000 €
Benutzungszwang

Erlaubnis oderAusnahmebewilligungaufgrundeiner |10bis1250€
Satzung

NachträglicheAuflagen, Rücknahme bzw.Widerruf 10 bis 600€
oderAusnahmebewilligungnach Nr. 2

Anordnung zur Erfüllung einer satzungsmäßigen 10 bis 600€
Verpflichtung

"

Anordnung einerWassersperre 10 bis 150€

Baustelleneinweisung fürbauausführende Firmen über |30 bis 200€
Leitungsführungen etc,

Leitungsauskünfte an Dritte, z.B. Privatperson oder 30 bis 500€
Unternehmen

Wiedereinbau von Wasserzählern,Ausbauvon 25 bis 150€



Neuerlass der Beitrags- und Gebühren-
satzung zur Wasserabgabesatzung
(BGS-WAS) des Zweckverbandes zur
Wasserversorgung der Betzenstein-
gruppe

Die Verbandsversammlung des Zweck-
verbandes zur Wasserversorgung der
Betzensteingruppe hat in ihrer Sitzurig
am 30.7.2021 einen Neuerlass der Bei-
trags- und Gebührensatzung zur Wasser-
abgabesatzung beschlossen. Die Satzung
ist genehmigungsfrei.

Sie wird nachstehend gem. Art. 24 Abs. 1

des Gesetzes über die kommunale Zusam-
menarbeit -KommZG- (BayRS 2020-6-1-D
bekannt gemacht.

Bayreuth, 31. August 2021
Landratsamt
Froschauer
Oberregierungsrätin

Beitrags- und Gebührensatzung zur
Wasserabgabesatzung des Zweckver-
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bandes zur Wasserversorgung der Bet-
zensteingruppe (BGS/WAS)
Vom 30. Juli 2021

Aufgrund der Art. 5, 8 und 9 des Kommu-
nalabgabegesetzes erlässt der Zweckver-
band zur Wasserversorgung derBetzenst-
eingruppe folgende Beitrags- und Gebüh-
rensatzung zur Wasserabgabesatzung:

$1
Beitragserhebung

Der Zweckverband erhebt zur Deckung
seines Aufwandes für die Herstellung der
Wasserversorgungseinrichtung einen
Beitrag.

$2
Beitragstatbestand

Der Beitrag wird erhoben für

1. bebaute, bebaubare oder gewerblich
genutzte oder gewerblich nutzbare
Grundstücke, wenn für sie nach $ 4

WAS ein Recht zum Anschluss an die
Wasserversorgungseinrichtung be-
steht

oder

2. - auch aufgrund einer Sonderverein-
barung - an die Wasserversorgungs-
einrichtung tatsächlich angeschlosse-
ne Grundstücke.

$3
Entstehen der Beitragsschuld

(1) 'Die Beitragsschuld entsteht mit Ver-
wirklichung des Beitragstatbestandes.
Ändern sich die für die Beitragsbemes-
sung maßgeblichen Umstände im Sinne
des Art. 5 Abs. 2a KAG, entsteht die - zu-
sätzliche - Beitragsschuld mit dem Ab-
schluss derMaßnahme.

(2) Wird erstmals eine wirksame Satzung
erlassen und ist der Beitragstatbestand
vor dem Inkrafttreten dieser Satzung
erfüllt, entsteht die Beitragsschuld erst
mit Inkrafttreten dieser Satzung.

10

11

Abschiebern bzw. Zudrehen von Leitungenwg.
Frostgefahr

Bescheinigung überdieBereitstellung von Löschwasser

Aufwandspauschale fürdiemanuelle Erfassung des
Wasserzählerstandes

25 bis 150€

25 bis 1000 €

25€pro Jahr

Ei

Wasserversorgung Technik

Pauschalen

KFZ-Anfahrtspauschale

Gerätepauschale für Kleingeräte
Verrechnung für den Einsatz von Kleingerätenwie
Bohrmaschinen, Trennschleifer,Wassersaugern etc.

Schutzgehäuse für Bauwasserzähler

Bauwasserzähler
mit Schutzgehäuse und Frostschutzeinrichtung;
Bereitstellung fürmaximal6Monate

Grabenverbaugerät
zur Absicherung von Arbeitenin Leitungsgräben nach
UVV; proWoche

35€

10€

10€

50€

75€

E2 Verrechnungssätze nachZeit
Mindestzeitansatz 1/2 Stunde

StundensatzWasserwart

StundensatzWassermeister

Leck-und Leitungsortungstechnik
VerrechnungvonGerätenzumOrtenvon
Undichtigkeiten und Leitungen privater
Hausanschlussleitungen

Rohrkamerabefahrung
Verrechnung zur Kamerabefahrung von privaten
Anschlussleitungen

45€

55€

25€

50€



4
Beitragsschuldner

Beitragsschuldner ist, wer im Zeitpunkt
des Entstehens derBeitragsschuld Eigen-
tümer des Grundstücks oder Erbbaube-
rechtigterist.

85
Beitragsmaßstab

(1) 'Der Beitrag wird nach der Grund-
stücksfläche und der Geschossfläche der
vorhandenen Gebäude berechnet. "Die
beitragspflichtige Grundstücksfläche
wird bei Grundstücken von mindestens
2500 m? Fläche (übergroße Grundstücke)
in unbeplanten Gebieten
- bei bebauten Grundstücken auf das

3,5-fache der beitragspflichtigen
Geschossfläche, mindestens jedoch
2500 m},

- bei unbebauten Grundstücken auf
2500m?begrenzt.

(2} 'Die Geschossfläche ist nach den Au-
Renmaßen derGebäude in allenGeschos-
sen zu ermitteln. (Gebäudegrundrisse
abgerundet auf volle 10 cm) 'Keller wer-
den mit der vollen Fläche herangezogen.
"Dachgeschosse werden nur herangezo-
gen, soweit sie ausgebaut sind. 'Für die
Berechnung der Dachgeschossfläche
werden 2/3 der Fläche des darunterlie-
genden Geschosses angesetzt. 'Gebäude
oder selbstständige Gebäudeteile, die
nach derArt ihrerNutzung keinen Bedarf
nach Anschluss an die Wasserversorgung
auslösen oder die an die Wasserversor-
gung nicht angeschlossenwerden dürfen,
werden nicht herangezogen; das gilt nicht
für Gebäude oder Gebäudeteile, die tat-
sächlich einen Wasseranschluss haben.
"Balkone, Loggien und Terrassen bleiben
außer Ansatz, wenn und soweit sie über
die Gebäudefluchtlinie hinausragen.

(3) 'Bei Grundstücken, für die nur eine
gewerbliche Nutzung ohne Bebauung
zulässig ist, sowie bei sonstigen unbebau-
ten, aber bebaubarenGrundstückenwird
als Geschossfläche ein Viertel der bei-
tragspflichtigen Grundstücksfläche in
Ansatz gebracht.Grundstücke, beidenen
die zulässige oder für die Beitragsbemes-
sungmaßgebliche vorhandene Bebauung
im Verhältnis zur gewerblichen Nutzung
nur untergeordnete Bedeutung hat, gel-
ten als gewerblich genutzte unbebaute
Grundstückei.S.d.Satzesl.

(4) 'Ein zusätzlicher Beitrag entsteht mit
der nachträglichen Änderung der für die
Beitragsbemessung maßgeblichen Um-
stände, soweit sich dadurch der Vorteil
erhöht. "Eine Beitragspflicht entsteht
insbesondere,
- im Fall der Vergrößerung eines

Grundstücks für die zusätzlichen
Flächen, soweit für diese bisher noch
keineBeiträge geleistetworden sind,

- im Falle der Geschossflächenvergrö-

ßerung für die zusätzlich geschaffe-
nen Geschossflächen sowie im Falle
des Absatzes 1 Satz 2 für die sich aus
ihrer Vervielfachung errechnende
zusätzliche Grundstücksfläche,

- im Falle der Nutzungsänderung eines
bisher beitragsfreien Gebäudes oder
Gebäudeteils i. S.d. $5 Abs. 2 Satz 4,
soweit infolge der Nutzungsänderung
die Voraussetzungen für die Beitrags-
freiheit entfallen.

(5)'Wird ein unbebautes, aberbebaubares
Grundstück, für das ein Beitrag nach
Absatz 3 festgesetzt worden ist, später
bebaut, so wird der Beitrag nach Abzug
der nach Absatz 3 berücksichtigten Ge-
schossflächen und den nach Abs, 1 Satz 2

begrenzten Grundstücksflächen neu
berechnet. "Dieser Betrag ist nachzuent-
richten, "Ergibt die Gegenüberstellung
ein Weniger an Geschossfläche, so ist für
die Berechnung des Erstattungsbetrages
auf den Beitragssatz abzustellen, nach
dem der ursprüngliche Beitrag entrichtet
worden ist,

56
Beitragssatz

DerBeitrag beträgt
1,25€

9,21€.

a) prom“Grundstückstläche
b) prom?Geschossfläche

$7
Fälligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Be-
kanntgabe des Beitragsbescheides fällig.

$ 7a
Beitragsablösung

"Der Beitrag kann vor dem Entstehen der
Beitragspflicht abgelöst werden. 'Der
Ablösungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Höhe des Beitrages.

*

Ein Rechtsanspruch aufAblösung besteht
nicht.

88
Erstattung des Aufwands für

Grundstücksanschlüsse

(1) Der Aufwand für die Herstellung,
Anschaffung, Verbesserung, Erneuerung,
Veränderung, Stilllegung und Beseiti-
gung sowie für die Unterhaltung der
Grundstücksanschlüsse i.5.d.53WAS ist
mit Ausnahme des Aufwands, der auf die
im öffentlichen Straßengrund liegenden
Teile der Grundstücksanschlüsse entfällt,
in der jeweils tatsächlichen Höhe zu er-
statten.

(2)'Der Erstattungsanspruch entsteht mit
Abschluss der jeweiligen Maßnahme.
"Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des
Entstehens des Erstattungsanspruchs
Eigentümer des Grundstücks oder Erb-

bauberechtigter ist; mehrere Schuldner
(Eigentümer oder Erbbauberechtigte)
sind Gesamtschuldner. ’$ 7 gilt entspre-
chend.

(3) ‘Der Erstaitungsanspruch kann vor
seinem Entstehen abgelöst werden. ’Der
Ablösungsbetrag richtet sich nach der
voraussichtlichen Höhe des Erstattungs-
anspruchs. “Ein Rechtsanspruch auf
Ablösung besteht nicht.

89
Gebührenerhebung

Der Zweckverband erhebt für die Benut-
zung der Wasserversorgungseinrichtung
Grundgebühren ($ 9a) und Verbrauchsge-
bühren(3 10).

89a
Grundgebühr

(1) 'Die Grundgebühr wird nach dem
Dauerdurchfluss des verwendeten Was-
serzählers im Sinne von $ 19WAS berech-
net. Befinden sich aufeinemGrundstück
nicht nur vorübergehend mehrere Was-
serzähler im Sinne des $ 19 WAS, so wird
die Grundgebühr für jeden dieserWasser-
zähler berechnet, "Soweit Wasserzähler
nicht eingebaut sind, wird der Dauer-
durchfluss geschätzt, der nötig wäre, um
die mögliche Wasserentnahme messen zu
können.

(2) Die Grundgebühr beträgt bei der Ver-
wendung von Wasserzählern mit Dauer-
durchfluss

bis 4m'Yh 70,009€/Jahr
bis 10mYh 140,00€/Jahr
bis 16m%h 940,00 €/Jahr
bis 25m”/h 880,00€/Jahr
über 25mYh 1010,00€/Jahr.

810
Verbrauchsgebühr

(1) 'Die Verbrauchsgebühr wird nach der
Menge des aus der Wasserversorgungs-
einrichtung entnommenen Wassers be-
rechnet. ’Die Gebühr beträgt 1,80 € pro
Kubikmeter entnommenenWassers.

(2) 'Der Wasserverbrauch wird durch
geeichte Wasserzähler ermittelt. ’Er ist
durch den Zweckverband zu schätzen,
wenn

1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist,
oder

2. der Zutritt zum Wasserzähler oder
dessen Ablesung nieht ermöglicht
wird, oder

3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür
ergeben, dass der Wasserzähler den
wirklichen Wasserverbrauch nicht
angibt,

(3) Wird ein Bauwasserzähler oder ein

117



sonstiger beweglicher Wasserzähler
verwendet, so beträgt die Gebühr 1,80 €
pro Kubikmeter entnommenenWassers.

s11
Entstehen der Gebührenschuld

(1) Die Verbrauchsgebühr entsteht mit
derWasserentnahme.,

(2) 'Die Grundgebühr entsteht erstmals
mit dem Tag, der auf den Zeitpunkt der
betriebsfertigen Herstellung des An-
schlusses folgt; der Zweckverband teilt
dem Gebührenschuldner diesen Tag
schriftlich mit. ’Im Übrigen entsteht die
Grundgebührmit demBeginn eines jeden
Tages in Höhe eines Tagesbruchteils der
Jahresgrundgebührenschuld neu,

812
Gebührenschuldner

(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeit-
punkt des Entstehens der Gebühren-
schuld Eigentümer des Grundstücks oder
ähnlich zur Nutzung des Grundstücks
dinglichberechtigt ist.

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inha-
ber eines auf dem Grundstück befindli-
chenBetriebs.

(3) Gebührenschuldner ist auch die Woh-
nungseigentümergemeinschaft.
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(4) Mehrere Gebührenschuldner sind
Gesamtschuldner.

(5) Die Gebührenschuld ruht für alle
Gebührenschulden, die gegenüber den in
den Abs. 1 bis 4 genannten Gebühren-
schuldnern festgesetzt worden sind, als
öffentliche Last aufdem Grundstück bzw.
dem Erbbaurecht (Art.8 Abs. 8i. V.m. Art.
5Abs.7KAG).

813
Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung

(1) 'Der Verbrauch wird jährlich abge-
rechnet. ’Die Grund- und die Verbrauchs-
gebühr werden einen Monat nach Be-
kanntgabe des Gebührenbescheides
fällig.

(2) 'Auf die Gebührenschuld sind zum 15.
April, 15. Juli, 15. Oktober jeden Jahres
Vorauszahlungen in Höhe eines Drittels
des Jahresverbrauchs der Jahresabrech-
nung des Vorjahres zu leisten. Fehlt eine
solche Vorjahresabrechnung, so setzt der
Zweckverband die Höhe der Vorauszah-
lungen unter Schätzung des Jahresge-
samtverbrauches fest.

$14
Mehrwertsteuer

Zu den Beiträgen, Kostenerstattungsan-

sprüchen und Gebühren wird die Mehr-
wertsteuer in der jeweils gesetzlichen
Höhe erhoben,

815
Pflichten der Beitrags-
und Gebührenschuldner

Die Beitrags- und Gebührenschuldner
sind verpflichtet, dem Zweckverband für
die Höhe derAbgabe maßgebliche Verän-
derungen unverzüglichh zu melden und
über denUmfang dieser Veränderungen -

auf Verlangen auch unter Vorlage ent-
sprechender Unterlagen - Auskunft zu
erteilen.

816
Inkrafttreten

(1) Die Satzung tritt am 1. Oktober 2021 in
Kraft.

(2) Gleichzeitig tritt die Beitrags- und
Gebührensatzung zur Wasserabgabesat-
zung des Zweckverbandes zur Wasserver-
sorgung der Betzensteingruppe (BGS/
WAS) vom 19. November 2018 außer
Kraft.

Betzenstein, 30. Juli 2021
Zweckverband zur Wasserversorgung
derBetzensteingruppe
WernerOtto
1. Vorsitzender


